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Qualitätssicherung 

G-BA nimmt Beratungen für eine TAVI-Min-
destmenge auf   
Berlin, 18. Juni 2020 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat 
am Donnerstag in Berlin beschlossen, ein Beratungsverfahren für eine 
Mindestmenge für kathetergestützte Aortenklappenimplantationen 
(TAVI) aufzunehmen. Gemäß dem zugrundeliegenden Antrag des un-
parteiischen Vorsitzenden, Prof. Josef Hecken, gibt es in nationalen und 
internationalen Studien deutliche Hinweise auf einen positiven Zusam-
menhang zwischen der Anzahl von durchgeführten TAVI und der Quali-
tät des Ergebnisses. Mit der Festsetzung einer jährlich zu erbringenden 
Mindestanzahl von Eingriffen je Krankenhausstandort und je Operateur 
soll sichergestellt werden, dass ein TAVI-Eingriff an eine hinreichende 
Behandlungsroutine gekoppelt ist.  

Bei der TAVI wird zwischen einem transapikalen (über die Herzspitze) 
und einem endovaskulären (z. B. über ein arterielles Leistengefäß) Zu-
gangsweg unterschieden. Die Eingriffe erfolgen am schlagenden Her-
zen. Meistens wird die verengte, körpereigene Aortenklappe mit einem 
Ballon aufgedehnt, eine Gerüstprothese mit integrierter biologischer 
Herzklappe über einen Katheter eingebracht und auf Höhe der erkrank-
ten Aortenklappe entfaltet. 

„Zurzeit werden in 85 Krankenhäusern in Deutschland minimalinvasive 
Eingriffe an Herzklappen, also auch TAVI, vorgenommen. Hierbei müs-
sen die Einrichtungen seit 2015 ganz bestimmte personelle, technische 
und organisatorische Anforderungen einhalten, die der G-BA festgelegt 
hat. Allerdings ist die bei einer TAVI unerlässliche Voraussetzung, dass 
auch die erforderliche Routine vorliegt, mit diesen Strukturvorgaben 
nicht abgedeckt. Wir gehen nun in die Beratungen mit der Arbeitshypo-
these, dass eine Anzahl von 150 TAVI je Standort sowie 65 je TAVI-qua-
lifiziertem Operateur bzw. Operateurin pro Jahr erbracht werden muss, 
damit dieser komplexe Eingriff auch weiterhin durchgeführt werden 
kann“, erläuterte Prof. Josef Hecken, unparteiischer Vorsitzender des  
G-BA. 

Der G-BA hat im Januar 2020 eine Priorisierung der Beratungsverfahren 
zu Mindestmengen beschlossen. Dabei wurde auch festgelegt, dass bis 
zum 1. Januar 2021 die Einleitung eines Beratungsverfahrens zur Fest-
legung einer Mindestmenge für die Durchführung von minimalinvasiven 
Herzklappeninterventionen erfolgen soll. 

Hintergrund: Mindestmengen für planbare stationäre Leistungen 

Der G-BA ist gesetzlich beauftragt, planbare stationäre Leistungen zu 
benennen, bei denen ein Zusammenhang zwischen der Durchführungs-
häufigkeit und der Behandlungsqualität besteht. Für diese Leistungen 

http://www.g-ba.de/
http://www.g-ba.de/presse-rss


 

Seite 2 von 3 

 Pressemitteilung Nr. 27 / 2020 
vom 18. Juni 2020 

  

legt er auf Basis der verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse Min-
destmengen je Ärztin und Arzt und/oder Standort eines Krankenhauses 
fest.  

Zu folgenden Leistungen hat der G-BA bereits Mindestmengen festge-
legt: 

• Lebertransplantation (inkl. Teilleber-Lebendspende) 
• Nierentransplantation (inkl. Lebendspende) 
• komplexe Eingriffe am Organsystem Ösophagus (Speiseröhre) 
• komplexe Eingriffe am Organsystem Pankreas (Bauchspeichel-

drüse) 
• Stammzelltransplantation 
• Kniegelenk-Totalendoprothesen (Knie-TEP) 
• Versorgung von Früh- und Neugeborenen mit einem Geburtsge-

wicht von unter 1250 Gramm 

In den Mindestmengenregelungen ist näher definiert, in welchem Fall ein 
Krankenhaus die Leistungen, zu denen Mindestmengen festgelegt sind, 
erbringen darf. Das ist dann der Fall, wenn die Mindestmenge im jeweils 
nächsten Kalenderjahr aufgrund berechtigter mengenmäßiger Erwartun-
gen voraussichtlich erreicht wird. Der Krankenhausträger hat diese Er-
wartung als Prognose gegenüber den Landesverbänden der Kranken-
kassen und den Ersatzkassen jährlich darzulegen. 

Eine ausnahmsweise Leistungserbringung mit entsprechendem Vergü-
tungsanspruch ist nur dann möglich, wenn ein Krankenhaus eine Leis-
tung erstmalig oder erneut erbringen möchte oder wenn der G-BA für die 
Leistung den Ausnahmetatbestand „Hohe Qualität“ vorgesehen hat. Dar-
über hinaus können in den Mindestmengenregelungen leistungsspezifi-
sche Ausnahmetatbestände festgelegt werden. 

Für den Fall, dass für eine Leistung eine Mindestmenge neu festgelegt, 
erhöht oder ein Arztbezug für die Bemessung eingeführt wird, gilt eine 
Übergangsfrist von in der Regel zwölf, jedoch maximal 24 Monaten, in-
nerhalb welcher die Mindestmenge nicht in voller Höhe erfüllt werden 
muss. 

https://www.g-ba.de/richtlinien/5/
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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